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. Geſetz Sammlung 
a für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 27. 


(Nr. 7667.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des ZauchBelziger Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
25. April 1870. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Zauch⸗Belziger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 14. Auguſt 1869. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
yum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert Tauſend Tha⸗ 
ern, welche in folgenden Apoints: 

20,000 Thaler à 500 Thaler, 
20,000 7 3900 W- 
40% „ 3 100 
20,00 ea Hl 
100,00 Thaler, i 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unfere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Jahrgang 1870. (Nr. 7667.) 51¹ Ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Juni 1870. 
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Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. April 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


Obligation des Zauch-Belziger Kreiſes 


üttr 4, Mi a 
über 
35 Thaler Preußiſch Kuraut. 
Auf Grund der unterm genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


14. Auguſt 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern bekennt 
fi die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Zauch⸗Belziger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Mai jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 

Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge; ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
Dig ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 

rei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine im Preußiſchen Staats⸗ 
anzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Potsdam, ſowie in 
dem Zauch⸗Belziger Kreisblatte. 5 
j is 


ee 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, vom en. 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Belzig, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital ab⸗ 

ezogen. 

Bi Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahre, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. 
Titel 51. §F. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Brandenburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
been Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 

1 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Belzig gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. | 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 

5 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. g 


ee nee 18 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Zauch-Belziger Kreiſe. 


(Fr. 7667.) Dir g Pro⸗ 


| . 
5 provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Zauch-Belziger Kreiſes 
Lit a 
übern Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
. Thaler. Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
TERN und ſpäterhin die Se der vorbenannten Kreis - Obligation 
für das Aae DON en DISTer en er, mit (in Buchſtaben) 
e Thalern ..... Silbergroſchen b 90 Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Belzig. 
Milzig denn 185 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Shauffeebau im Zauch-Belziger Kreiſe. 
| Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn Betten Geldbetrag 


nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des betreffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


T alon 
zur 
Kreis⸗Obligation des Zauch- Belziger Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Re zu der Obli⸗ 
gation des Zauch-Belziger Kreiſes 


1 . über Thaler d fünf Prozent Zinſen 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Belzig. 

Belzig, den ten 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Zauch-Belziger Kreiſe. 
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(Nr. 7668.) 


(Fr. 7668.) Konzeſſtons⸗ und Beftätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb eine 
Eiſenbahn von München⸗Gladbach nach Cöln durch die Bergiſch-Märkiſche 


Eiſenbahngeſellſchaft und einen Nachtrag zum Statut der letzteren. Vom 
16. Mai 1870. 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 16. Oktober 1869. den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von München⸗Gladbach nach Cöln beſchloſſen hat, wollen Wir 
der gedachten Geſellſchaft zu dieſer Erweiterung ihres Unternehmens auf Grund 
des beigefügten, hierdurch von Uns beſtätigten Statutnachtrages mit der Maaß⸗ 

abe die landesherrliche Genehmigung ertheilen, daß die Geſellſchaft diejenigen 
5 . erfüllt, welche im Intereſſe der Landesvertheidigung hinſichtlich der 
Einführung der Bahn in den Feſtungsrayon von Cöln zu ſtellen ſein werden, 
und daß die Beſtimmung über den Umfang derſelben Unſerer demnächſtigen, vor 
der Feſtſtellung des Bauprojekts durch das Handelsminiſterium einzuholenden Ent⸗ 
ſchließung vorbehalten bleibt. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend 
das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf die in Rede ſtehende Unternehmung, ſowie auf die im §. 1. des 
Statutnachtrages erwähnten Seiten⸗ und Zweigbahnen Anwendung finden ſoll. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 = 

Gegeben Berlin, den 16. Mai 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 


zu dem 
Statute der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


SE 
Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt in Erweiterung 
ihres Unternehmens den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von München⸗Glad⸗ 
bach nach Cöln, nebſt ſolchen Seiten- und Zweigbahnen, welche von den Geſell⸗ 
(Nr, 76687669.) ö ſchafts⸗ 


! ſchaftsvorſtänden als nützlich zur Belebung des Verkehrs erachtet und auf deren 
winden durch das Königliche Handelsminiſterium zur Ausführung genehmigt 
werden. N : P 


Auf die Bahn von Gladbach nach Cöln finden die Statuten und ſämmt⸗ 
liche Statutnachträge der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, der Betriebs⸗ 
Ueberlaſſungsvertrag vom 23. Auguſt 1850. und ſeine Ergänzungen, ferner der 
1 des durch Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Vertrages über die 

uhr⸗Sieg Eiſenbahn, desgleichen die zwiſchen der Königlichen Staatsregierung 
und der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſtehenden Vereinbarungen 
hinſichtlich der Militair⸗, Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und über die Be⸗ 
ſchaffung der Betriebsmittel für die Bergiſch⸗Märkiſche und Ruhr⸗Sieg Eiſen⸗ 
bahn Anwendung. Auch unterwirft ſich die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
bezüglich dieſer Strecke den Beſtimmungen, welche von dem Bundeskanzler⸗Amte 
des Norddeutſchen Bundes in Anſehung der Militair⸗, Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung erlaſſen ſind oder noch erlaſſen werden. 


(Nr. 7669.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Mai 1870., betreffend die Abänderung des Pri⸗ 
5 vilegiums wegen Ausgabe von Inhaber-Obligationen der Oberlauſitz. 


Au Ihren Bericht vom 4. Mai d. J. will Ich, in Folge des von dem Kom⸗ 
munallandtage des Markgrafthums Oberlauſitz gefaßten Beſchluſſes, das Pri⸗ 
vilegium vom 12. Oktober 1868. (Geſetz-Samml. S. 951.) dahin abändern: 


daß von den in Gemäßheit dieſes Privilegiums auszugebenden, auf jeden 
Inhaber lautenden Obligationen des genannten Landestheiles nur 
50,000 Thaler in Apoints zu 25 Thalern und dagegen 300,000 Thaler 
in Apoints zu 500 Thalern auszufertigen ſind. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 16. Mai 1870. f f 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7670.) 


| 


(Nr. 7670.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„ Aktien⸗Bauverein Paſſage“ mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktien⸗ 
geſellſchaft. Vom 21. April 1870. 


ar Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 13. April 
1870. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma! „Aktien⸗Bauverein 
Paſſage“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom en 1870, zu 
genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
e Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. 


Berlin, den 21. April 1870. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Moſer. 


(Nr. 7671.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der 
Firma: „Deutſcher Lloyd, Transportverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ 
mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 30. April 1870. 


Dis Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 25. April d. J. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Deutſcher Lloyd, Trans⸗ 
portverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren 
Statut vom 4. April d. J. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
ln Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. 


Berlin, den 30. April 1870. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


(Nr. 76707673.) (Nr. 7672.) 


(Nr. 7672.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Statuts 


der Verſicherungsgeſellſchaft „Deutſcher Phönix“ zu Frankfurt a. M. Vom 
21. Mai 1870. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. d. M. 
das revidirte Statut der Verſicherungsgeſellſchaft „Deutſcher Phönix“ zu Frank⸗ 
furt a. M., wie ſolches in der außerordentlichen Generalverſammlung vom 
26. März d. J. beſchloſſen worden iſt, zu genehmigen geruht. | 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 21. Mai 1870. 3 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Bitter. 


(Nr. 7673.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
f „Frankfurter Aktienbrauerei“ mit dem Sitze zu Frankfurt a. d. O. errichte⸗ 
ten Aktiengeſellſchaft. Vom 28. Mai 1870. 


D. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 23. Mai 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Frankfurter Aktien⸗ 
brauerei“ mit dem Sitze zu Frankfurt a. d. O., ſowie deren Statut vom 23, April 
d. J. zu genehmigen geruht. i 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. d. O. bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 28. Mai 1870. ER 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hoſbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


